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Dem entsprach die Betonung eines öster-
reichischen, „friedlichen Weges zum So-
zialismus“, die Kursnahme auf Etappen-
ziele, eine qualitative Erneuerung der De-
mokratie und eine sozialistische Demo-
kratie mit Mehrparteiensystem. Eine
Neubestimmung der Haltung zur SPÖ
brachte eine „Öffnung gegenüber der So-
zialdemokratie“,6 die auch im Kandida-
turverzicht der KPÖ bei den Nationalrats-
wahlen 1966 und der Empfehlung zum
Ausdruck kam, zur Verhinderung einer
ÖVP-Mehrheit für die SPÖ zu stimmen.
Die bereits im Jahr darauf konstatierte
„Rechtentwicklung in der SPÖ“ bei
gleichzeitiger Zurückdrängung von be-
scheidenen Ansätzen einer Linksorientie-
rung, ihre fehlende Opposition zur „Klas-
senpolitik der ÖVP“, bedeuteten jedoch
einen Rückschlag der damit verbundenen
Orientierung der KPÖ auf Differenzie-
rungs- und Wandlungsprozesse innerhalb
der großen Parteien als Voraussetzung ei-
ner Aktionseinheit der Arbeiterklasse und
aller demokratischen Kräfte.7

Die Grundgedanken der „Thesen“ soll-
ten 1967 in einer breiten Parteidiskussion
über „Demokratie und Sozialismus“ ver-
tieft werden. Die zu diesem Zweck im
September vom Zentralkomitee beschlos-
sene und im Oktober mit Erläuterungen
des langjährigen ZK-Sekretärs Friedl
Fürnberg veröffentlichte Diskussions-
grundlage enthielt eine grundsätzliche
Präzisierung in der Frage „des wissen-
schaftlichen Begriffs“ von der „Diktatur
des Proletariats“, der durch „Arbeiter-
macht“ und „sozialistische Demokratie“
ersetzt werden sollte, und in der Frage des
Mehrparteiensystems, wobei nunmehr
auch die „Möglichkeit von oppositionel-
len Parteien, die gegen die sozialistische
Orientierung sind“, vorgesehen war.
Durch den Reformprozess in der Tsche-
choslowakei erhielt die Diskussion ab
Jänner 1968 eine Aufwertung, stand doch
für die österreichischen KommunistInnen
fest, dass „die umwälzenden Ereignisse in
der ÈSSR“ nicht nur „von geschichtlicher
Bedeutung“ seien „für die Demokratisie-

keinen Weg zum Sozialismus ohne brei-
teste Entfaltung der Demokratie für die
Werktätigen geben kann. Wir begrüßen,
daß dieses Problem im Mittelpunkt des
Aktionsprogramms der KPTsch steht“,
schrieb der Parteivorsitzende Franz
Muhri in seinem Vorwort zu diesem am
5. April 1968 beschlossenen Dokument,
das die KPÖ in deutscher Übersetzung
als Broschüre herausbrachte.2

Die KPÖ hatte nach Abschluss des
Staatsvertrags und dem Abzug der so-
wjetischen Besatzungstruppen 1955 star-
ke Rückschläge erlitten, sowohl in der
Mitgliederbewegung, hinsichtlich der
Aktivitäten der Parteiorganisationen, als
auch was den Verlust von Positionen in
Betrieben und Gemeinden und den Stim-
menrückgang bei allgemeinen Wahlen
betraf. 1959 musste sie ihr Ausscheiden
aus dem österreichischen Nationalrat hin-
nehmen. Die in den 1960er Jahren einge-
leitete politische und ideologische Neu-
orientierung und Öffnung verhalf der
Partei jedoch zu einer gewissen Ausstrah-
lung und Resonanz in der Öffentlichkeit.
Angestoßen vom 20. Parteitag der KPd-
SU im Jahr 1956 und der damit verbun-
denen „Entstalinisierung“ fand diese
Wendung zunächst programmatischen
Niederschlag in den Leitsätzen „Der Weg
Österreichs zum Sozialismus“ des Jahres
1958, sowie in den von Franz Marek for-
mulierten und vom 19. Parteitag 1965 be-
schlossenen „Thesen über Perspektiven“.
Darin wurden Vorstellungen formuliert,
die zu einem späteren Zeitpunkt als „eu-
rokommunistisch“3 bzw. in der KPÖ-of-
fiziellen „Parteigeschichte“ als „revisio-
nistisch“ und „Ergebnis einer Fehlent-
wicklung“ charakterisiert wurden.4 Im
Verhältnis zu den sozialistischen Ländern
wurde in diesen Jahren unter den Schlag-
worten der „Autonomie“ und „Unabhän-
gigkeit“ ein Abgehen von Schönfärberei
und bedingungsloser Solidarität bei
gleichzeitiger Hinwendung zur „öffentli-
chen, sachlichen und freundschaftlichen
Kritik“ an Fehlern und Schwierigkeiten
beim sozialistischen Aufbau vollzogen.

Wie die meisten westeuropäischen
kommunistischen Parteien, ver-
urteilte die Kommunistische

Partei Österreichs den Einmarsch von fünf
Staaten des Warschauer Vertrags in die
Tschechoslowakei am 21. August 1968.
Zugleich resultierte aus der Militärinter-
vention der offene Ausbruch der „Partei-
krise“ der KPÖ: Sie spitzte bestehende po-
litische und ideologische Widersprüche
weiter zu und führte zur Eskalation einer
krisenhaften Entwicklung, deren tiefere
Ursachen vor allem in den vom 20. Partei-
tag der KPdSU aufgeworfenen und nicht
zu Ende diskutierten grundsätzlichen Pro-
blemen wurzeln. Der vorliegende Beitrag
hat die zustimmende Haltung der KPÖ
zum Reformprozess in der Tschechoslo-
wakei, die Verurteilung des Einmarsches
durch das Zentralkomitee, sowie die kri-
senhafte Entwicklung der Partei bis zur
Rücknahme dieses Beschlusses im März
1971 zum Thema. Der Verlauf der Aus-
einandersetzungen wird dabei nur inso-
weit dargestellt, als er mit den tschecho-
slowakischen Ereignissen und Fragen der
internationalen kommunistischen Bewe-
gung im Zusammenhang steht.

ZZuussttiimmmmuunngg zzuumm RReeffoorrmmpprroozzeessss
Die KPÖ begrüßte von Beginn an den

Prozess der sozialistischen Erneuerung
und Demokratisierung in der Tschecho-
slowakei. Sie bejahte die Ablöse Antonín
Novotnýs als Erster Sekretär des ZK der
KPÈ im Jänner 1968 und ließ auch in
den Folgemonaten keine Gelegenheit un-
genützt, ihre „volle Unterstützung […]
für den neuen Kurs und die neue
Führung unserer tschechoslowakischen
Bruderpartei“ zum Ausdruck zu
bringen.1 Von besonderer Bedeutung
war die Übereinstimmung zahlreicher im
Aktionsprogramm der KPÈ formulierter
Schritte auf dem Weg zu einem „Sozia-
lismus mit menschlichem Antlitz“ mit
den Vorstellungen, die die KPÖ in die-
sen Jahren von einem sozialistischen
Österreich entwickelt hatte: „Dies gilt
insbesondere für die Grundidee, daß es

Von dder VVerurteilung zzur „„bitteren NNotwendigkeit“
DDiiee KKPPÖÖ,, ddeerr „„PPrraaggeerr FFrrüühhlliinngg““ uunndd ddiiee MMiilliittäärriinntteerrvveennttiioonn iinn PPrraagg

MANFRED MUGRAUER



22 Beiträge

22//0088

rungstendenzen in der sozialistischen
Staatenwelt“, sondern auch für die revolu-
tionäre Arbeiterbewegung in den kapitali-
stischen Ländern, „deren Perspektiven
weitgehend von der Problematik ,Demo-
kratie und Sozialismus‘ abhängig“ seien.8

Insgesamt waren die Jahre bis 1968
von Grundsatzdiskussionen über Fragen
der kommunistischen Weltbewegung und
der Theorieentwicklung des Marxismus
geprägt, die oftmals mit Auffassungen
Ernst Fischers und seinen internationalen
Auftritten verbunden waren. Obwohl sich
Fischer 1959 aus der operativen Leitung-
stätigkeit der Partei zurückgezogen hatte
und sich fortan auf seine publizistische
Arbeit konzentrierte, spielten die Ausein-
andersetzungen um seine Person in den
1960er Jahren eine zentrale Rolle. Im
Mittelpunkt all dieser Kontroversen stan-
den zwar theoretische Fragen – etwa die
Entfremdung im Sozialismus, die kriti-
sche Funktion der Intellektuellen, die
Frage des Klassencharakters der Wahr-
heit -, berührt wurden jedoch auch Fra-
gen der Sozialismusentwicklung, die im
Zusammenhang mit dem „Prager Früh-
ling“ und dem Einmarsch der Warschau-
er Vertragsstaaten in die ÈSSR ihre volle
Relevanz entfalteten.

Die schwelenden ideologischen Diffe-
renzen in der KPÖ entluden sich erst-
mals im Jänner/Februar 1968 in offener
Form: Zunächst stießen öffentliche Pro-
testerklärungen von Intellektuellen der
KPÖ, darunter drei ZK-Mitglieder (u.a.
Ernst Fischer), gegen die Verurteilung
der sowjetischen SchriftstellerInnen
Ginsburg, Galanskov, Dobrovol’skij und
Laškova auf heftige Kritik.9 Von weitrei-
chender Bedeutung war ein Zwischenfall
am 3. Februar 1968, als ein im Klubraum
der Parteizentrale geplanter Vortrag des
zu diesem Zeitpunkt aus der KPÈ ausge-
schlossenen tschechoslowakischen
Schriftstellers Antonín Liehm von erreg-
ten Arbeitern des Parteiverlags unter
Führung der ZK-Mitglieder Maller und
Hexmann verhindert wurde. Ein eigens
aus diesem Anlass vorverlegtes Plenum
des Zentralkomitees missbilligte sowohl
die Haltung jener ZK-Mitglieder, die oh-
ne Absprache mit der Parteileitung öf-
fentliche Protesterklärungen unterzeich-
net hatten, als auch die Verletzung der
innerparteilichen Demokratie durch die
Verhinderung der vom Tagebuch, der In-
tellektuellenzeitschrift der Partei, organi-
sierten Veranstaltung.10 Was zu diesem
Zeitpunkt deutlich wurde, war zwar noch
nicht die Herausbildung zweier Flügel,
der „Reformer“ und der „Konservati-
ven“, wie in der zeitgenössischen Presse-

büros, die die militärische Intervention
missbilligte. In diesem Sinne hatte sich
Franz Muhri bereits am Tag des Einmar-
sches in Interviews in Radio und Fernse-
hen geäußert.16 Mit nur sechs Gegen-
stimmen wurde auf einer eigens für den
22. August einberufenen Sitzung des
Zentralkomitees diese „Missbilligung“
auf Vorschlag Ernst Fischers zu einer
„Verurteilung“ zugespitzt.17 Im Be-
schluss des ZK wurde „die Besetzung
der ÈSSR“ als „eine direkte Verletzung
der Normen der Beziehungen zwischen
den Kommunistischen Parteien und der
sozialistischen Länder“ zurückgewiesen.

Zwei Argumentationslinien blieben bei
der Einschätzung der tschechoslowaki-
schen Ereignisse auch in den Folgemo-
naten bestimmend: Zum einen die Auf-
fassung, dass trotz des Wirkens „antiso-
zialistischer Kräfte innerhalb und außer-
halb der ÈSSR“ keine akute konterrevo-
lutionäre Situation bestanden habe und
die KPÈ unter Alexander Dubèek selbst
in der Lage gewesen sei, „mit diesen Ge-
fahren fertig zu werden“. Die militäri-
sche Besetzung wurde insofern als „Fol-
ge schwerer Fehleinschätzungen“ einge-
schätzt. Zum anderen trat die KPÖ „für
eine friedliche politische Lösung“ des
Konflikts als „Ergebnis von freien Ver-
handlungen mit den rechtmäßigen und
gewählten Vertretern der ÈSSR“ ein. Mit
„Nachdruck“ wurden der Abzug der
Truppen und „die Wiederherstellung der
vollen Souveränität der sozialistischen
Tschechoslowakei“ gefordert. Als einen
Schritt zu dieser politischen Lösung be-
trachtete die KPÖ die Normalisierung
der Beziehungen innerhalb der kommu-
nistischen Weltbewegung: „Zu diesem
Zweck wird die KPÖ Kontakt mit Bru-
derparteien aufnehmen“ und jede diesem
Ziel dienende Initiative unterstützen,
hieß es im genannten Beschluss.18

Diese Stellungnahme wurde allen kom-
munistischen Parteien übermittelt, in ei-
nem Begleitbrief wurde die Bereitschaft
der KPÖ zu direkten Gesprächen ausge-
drückt.19 Bereits am 18. Juli hatte die KPF
den Vorschlag unterbreitet, zur Erörte-
rung der Vorgänge in der ÈSSR und der
Reaktion der sozialistischen Länder eine
Konferenz der europäischen kommunisti-
schen Parteien durchzuführen, worauf das
Politbüro der KPÖ unverzüglich antwor-
tete, dass die österreichische Partei „die
Bemühungen um die Einberufung der
vorgeschlagenen Konferenz gutheißt“
und ihre Teilnahme zusagt.20 Von der
KPdSU und den Parteien der sozialisti-
schen Länder wurde diese Initiative je-
doch abgelehnt.21 Angesichts der daraus

berichterstattung, aber auch in der For-
schungs- und Memoirenliteratur oftmals
simplifizierend behauptet wird, jedoch
waren vor dem Hintergrund der poli-
tisch-ideologischen Differenzen eine tie-
fe Polarisierung und Anzeichen von
Gruppen- und Fraktionsbildung unüber-
sehbar. Appelle, diese Tendenz „durch
die Klärung der ideologischen und politi-
schen Fragen“ zu überwinden,11 erwie-
sen sich in weiterer Folge als wirkungs-
los und unrealistisch, vielmehr vertieften
sich nach dem offenen Ausbruch der
Parteikrise im August 1968 die Ge-
gensätze innerhalb der Partei.

VVeerruurrtteeiilluunngg ddeess EEiinnmmaarrsscchheess
Für die KPÖ kam der Einmarsch der

Truppen von fünf Staaten des Warschauer
Vertrags in die Tschechoslowakei überra-
schend, er widersprach den Informatio-
nen, die der KPÖ nach der Konferenz der
Bruderparteien der sozialistischen Länder
in Bratislava zur Verfügung standen. Im
August informierte das ZK der KPdSU
die österreichische Bruderpartei über sei-
ne Bewertung der Gespräche zwischen
den Führungen von KPÈ und KPdSU in
Èierná nad Tisou und der Konferenz von
Bratislava. Zwar wurden hierin die Orien-
tierung der KPdSU auf eine politische Lö-
sung der Probleme und die „positiven Re-
sultate der Gespräche“ festgehalten,
gleichzeitig jedoch „mit aller Offenheit“
ausgesprochen, dass man die sowjeti-
schen Befürchtungen „nicht für vollstän-
dig aufgehoben erachten muss“.12 Die
KPÖ hatte zuvor im Zusammenhang mit
den öffentlichen Polemiken und der Zu-
spitzung im Verhältnis zwischen der KPÈ
und den Bruderparteien ihre „volle Soli-
darität und Unterstützung für die Führung
der KPTsch“, sowie ihre Befriedigung
über das positive Ergebnis der Beratun-
gen von Èierná und Bratislava zum Aus-
druck gebracht. Hervorgehoben wurden
„die Autonomie, die Gleichberechtigung
und Nichteinmischung in die inneren An-
gelegenheiten und die Berücksichtigung
der nationalen Besonderheiten und Bedin-
gungen beim Aufbau des Sozialismus“,
sowie die Meinung, dass sich die ÈSSR in
keinem „konterrevolutionären“ Prozess
befinde und die Grundlagen des Sozialis-
mus nicht unmittelbar bedroht seien.13

Diese Einschätzung der Entwicklung in
der ÈSSR wurde im Politischen Büro zu-
letzt am 13. August 1968 bekräftigt.14

„Die KPÖ gegen den Einmarsch“, ti-
telte am 22. August 1968 die Volksstim-
me, das Zentralorgan der Partei,15 und
brachte eine am Nachmittag des 21. Au-
gust formulierte Erklärung des Polit-
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KPÖ nahm, davon zeugen Telegramme,
die gleich darauf an die KPÖ- und KPF-
Führung gingen: Die KPÖ wurde vor
„schwer korrigierbaren Folgen für die
Einheit der europäischen kommunisti-
schen Bewegung“ gewarnt, der KPF wur-
de nahe gelegt, ihre ablehnende Position
auch öffentlich kundzumachen, was kurz
darauf auch in einer Stellungnahme an die
KPÖ, wonach sie eine Konferenz der KPs
Westeuropas in der gegenwärtigen Situa-
tion „für nicht opportun“ halte, erfolgte.29

FFoorrttsscchhrreeiitteennddeerr 
DDiiffffeerreennzziieerruunnggsspprroozzeessss

Neben innenpolitischen Schwierigkei-
ten, die aus der Militärintervention resul-
tierten und die KPÖ aufgrund der geogra-
phischen Nähe Österreichs zur ÈSSR be-
sonders betrafen, bedeutete der Ein-
marsch vor allem „eine schwere Bela-
stungsprobe“ für die Einheit der Partei.30

Es folgten jene bis Herbst 1969 währen-
den Auseinandersetzungen, die als „Par-
teikrise“ in die Geschichte der KPÖ ein-
gingen. Es handelt sich jedoch um eine
vereinfachende Einschätzung, dass bereits
„der Einmarsch […] die Fronten inner-
halb der KPÖ eindeutig abgesteckt hat-
te“31 und die KPÖ seit diesem Zeitpunkt –
seit August 1968 – in zwei klar abgrenz-
bare Flügel bzw. Fraktionen gespalten
war: in konservativ-orthodoxe „Stalini-
sten“ und sektiererische „Dogmatiker“
auf der einen Seite, reformkommunisti-
sche „Progressive“, „Revisionisten“ und
„Rechtsopportunisten“ auf der anderen
Seite, je nach – zumeist in diffamierender
Absicht erfolgender – Zuschreibung und
Etikettierung. In Wahrheit geriet in einem
über mehrere Bruchlinien vermittelten,
sich fortwährend vertiefenden Differen-

zierungsprozesses die am 21. August ein-
geschlagene, in Kontinuität zur Neuorien-
tierung der KPÖ stehende Linie von meh-
reren Seiten unter Druck, bis zur Eskalati-
on der Auseinandersetzungen in der zwei-
ten Jahreshälfte 1969.

Ähnlich wie die Enthüllungen des
20. Parteitags der KPdSU und die Un-
garn-Krise im Jahr 1956 führte die Inter-
vention in der ÈSSR 1968 zu schweren
Erschütterungen und einer Vertrauens-
krise in der Parteimitgliedschaft. Im Po-
litbüro war Ende August von Diskussio-
nen in den Parteiorganisationen die Re-
de, die „oft einen widersprüchlichen und
stürmischen Verlauf“ nahmen.32 Zum er-
sten Mal in ihrer Geschichte hatte die
KPÖ in offener Form Kritik an der KPd-
SU und anderen Parteien der sozialisti-
schen Länder geübt. In Form und Inhalt
waren die Erklärungen und Initiativen
der KPÖ eine der weitestgehenden aller
westeuropäischen kommunistischen Par-
teien. Von großer Bedeutung für die wei-
tere Entwicklung war jedoch, dass die
breite Masse der Parteimitglieder auf-
grund ihrer traditionellen Verbundenheit
mit der Sowjetunion kritische Stellung-
nahmen zu Problemen der sozialisti-
schen Länder tendenziell als „antisowjet-
isch“ einschätzte und so auch die Verur-
teilung der Intervention durch das Zen-
tralkomitee nur halbherzig mittrug bzw.
generell ablehnte. So wusste Muhri we-
nige Wochen nach dem Einmarsch vor
dem Zentralkomitee zu berichten, dass
„in zahlreichen Bezirken sogar die
Mehrheit der Funktionäre des tragenden
Teils unserer Partei“ gegen den Stand-
punkt des ZK sei.33 Neben der Parteiba-
sis und dem Funktionärskader fand diese
an überholten, jedoch tief verwurzelten

resultierenden Unwahrscheinlichkeit bzw.
Unmöglichkeit einer europäischen Konfe-
renz strebte die KPÖ nunmehr offensiv
eine Konferenz der kommunistischen Par-
teien Westeuropas an: Dahingehend prä-
zisierte Muhri bereits unmittelbar nach
dem Einmarsch den allgemein gehaltenen
Beschluss des Zentralkomitees.22 Am 24.
August unterbreitete Franz Marek auf Be-
schluss des Politbüros der KPI in Rom
den Vorschlag der KPÖ auf Einberufung
einer westeuropäischen Konferenz. Diese
Initiative der KPÖ „zur Analyse der tiefe-
ren Ursachen dieses Konflikts in der kom-
munistischen Weltbewegung“ wurde
auch öffentlich kommuniziert, mehrmals
in der Parteipresse veröffentlicht und Mit-
te September als Beschluss des Zentralko-
mitees fixiert.23 In den Augen der KPÖ
sollte eine solche Konferenz neben einem
„informellen Meinungsaustausch über
Grundsatzprobleme“ mittels „einer kol-
lektiven Stellungnahme“ positiv auf die
Parteien der fünf Interventionsstaaten ein-
wirken und damit einen Beitrag „zur
friedlichen politischen Lösung“ leisten.
Die KPI unterstütze diesen Gedanken und
werde darüber mit der KPF und der KP
Großbritanniens sprechen, teilte Muhri
am Plenum des Zentralkomitees mit.24

Die Bemühungen der KPÖ waren je-
doch vor dem Hintergrund der ablehnen-
den Haltung der KPdSU und dahingehen-
der Einflussnahmen auf die Bruderpartei-
en bereits zu diesem Zeitpunkt zum
Scheitern verurteilt: Wenige Tage nach
dem Beschluss des Zentralkomitees konn-
te die KPdSU die Erklärung von Luigi
Longo zur Kenntnis nehmen, dass die KPI
den Vorschlag der KPÖ ablehne. Bereits
am 2. September wurde der KPdSU auch
von der KPF mitgeteilt, dass sie keine
multilateralen Treffen der kommunisti-
schen Partei zu unterstützen gedenkt.25

Die KPI hatte zuvor gegenüber der KPÖ
die Zustimmung der KPF zu einer solchen
Konferenz als Bedingung ihrer eigenen
Teilnahme festgehalten.26 Am ZK-Ple-
num der KPÖ am 12. September berichte-
te Muhri, dass die KPdSU „allen Parteien
geschrieben“ habe, „dass sie gegen eine
solche Konferenz ist“ und eine entspre-
chende Mitteilung auch an die KPÖ er-
gangen sei.27 Offenbar dürfte die KPÖ je-
doch über das Einlenken von KPI und
KPF nicht parteioffiziell informiert wor-
den sein, bekräftigte Muhri doch in einem
Interview mit dem ORF Anfang Oktober
das Eintreten seiner Partei für eine west-
europäische Konferenz u.a. mit dem Hin-
weis auf die zustimmende Haltung der
italienischen und französischen Partei.28

Wie ernst die KPdSU die Initiative der

20. Parteitag der KPÖ, 3. bis 6. Jänner 1969, in der Wiener Stadthalle.
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Vorstellungen festhaltende Tendenz, in
der die Skepsis gegenüber den Grundge-
danken des 20. Parteitags der KPdSU
und dem in der KPÖ eingeleiteten „tief-
greifenden schwierigen langwierigen
Prozeß der Umorientierung“34 zum Aus-
druck kam, auch im Parteiapparat selbst
starken Rückhalt. So musste noch im
Jahr 1970 festgestellt werden, dass selbst
„die programmatischen Grundsätze über
den Weg Österreichs zum Sozialismus
keineswegs schon Gemeingut der großen
Mehrheit“ der Parteifunktionäre und
Mitglieder geworden seien.35

Die ablehnende Haltung gegenüber der
Verurteilung der Militärintervention
durch das Zentralkomitee „von linken Ge-
sichtspunkten aus“ – „dogmatische und
sektiererische Standpunkte“ – wurden zu
diesem Zeitpunkt vom KPÖ-Parteivorsit-
zenden zwar als quantitativ stärker einge-
schätzt als die „extreme“ Gegenpositi-
on,36 für Zuspitzungen im weiteren Ver-
lauf der Auseinandersetzungen waren je-
doch vor allem das öffentliche Auftreten
von Ernst Fischer und Beiträge in der In-
tellektuellenzeitschrift der KPÖ bestim-
mend, die über die Beschlüsse der Partei
hinausdrängten und von vielen – sowohl
in ihrer inhaltlichen Tragweite als auch
hinsichtlich der Art und Weise ihrer Arti-
kulation – als Provokation empfunden
wurden. So trat am 31. August der Beirat
des Tagebuchs mit einer von 20 kommu-
nistischen Intellektuellen – darunter Mit-
glieder des Zentralkomitees – unterzeich-
neten Erklärung an die Öffentlichkeit, die
das Moskauer Abkommen als „Diktat“
und „Erpressung“ charakterisierte.37 Am
10. September 1968 folgte ein als „politi-
scher Paukenschlag“ gewertetes Inter-
view Ernst Fischers im österreichischen
Fernsehen, in dem er das Moskauer Übe-
reinkommen ebenso als „Diktat“ bezeich-
nete und für den Fall, dass die ultimative
Forderung nach einem sofortigen Abzug
der Besatzungstruppen nicht erfüllt wer-
de, den Bruch mit der sowjetischen
Parteiführung verlangte.38 Beide Stellun-
gnahmen gingen weit über KPÖ-offizielle
Verlautbarungen hinaus bzw. standen im

und niederösterreichischen Landesorga-
nisation und der mit der KPÖ verbunde-
nen Gewerkschaftsfraktion Gewerk-
schaftliche Einheit um Egon Kodicek.
Der Einfluss dieser Kräfte erstreckte sich
demgemäß weit über Kreise der Parteiin-
tellektuellen hinaus auf die Parteijugend
und Betriebsfunktionäre, was auch in der
Zusammensetzung des Zentralkomitees
und Politischen Büros entsprechenden
Niederschlag fand. Vor diesem Hinter-
grund kam der personellen Seite des im
Jänner 1969 angesetzten 20. Parteitags,
der Zusammensetzung des neuen Zen-
tralkomitees, eine große Bedeutung zu.
Als am Parteitag die Mitglieder des Po-
litbüros Franz Marek und Egon Kodicek,
sowie Theodor Prager und Fred Margu-
lies nicht wieder ins ZK gewählt wurden,
was gleichermaßen auf eine fraktionell
vorbereitete Streichungsaktion wie auf
die breite Ablehnung ihrer Auffassungen
in der Parteibasis verweist, stand die Par-
tei vor einer Zerreißprobe. Eine persönli-
che Initiative des Parteivorsitzenden
Muhri führte schließlich zu einer Kor-
rektur des Wahlergebnisses: Auf seinen
Vorschlag hin wurde in einer offenen
Neuabstimmung der gesamte Wahlvor-
schlag en bloc angenommen,42 womit
nach der Auflehnung der Parteibasis die
drohende Spaltung verhindert werden
konnte. Marek legte darauf seine Funkti-
on als Chefredakteur von Weg und Ziel
zurück und schied aus dem Politbüro
aus. Die konstituierende Sitzung des
Zentralkomitees wählte Muhri in gehei-
mer Wahl zum Parteivorsitzenden, sowie
Friedl Fürnberg, Hans Kalt und Erwin
Scharf, die bisher klar gegen die Auffas-
sungen von Fischer und Marek aufgetre-
ten waren, zu Sekretären des ZK. West
blieb Chefredakteur der Volksstimme,
Egon Kodicek, Josef Lauscher, Alfred
Ruschitzka, Maria Urban und Fritz Zapf
komplettierten das neue Politische
Büro,43 womit das Kräfteverhältnis im
operativen Führungsgremium der Partei
unverändert und in etwa ausgewogen
blieb. Im Laufe der Diskussion im ZK
waren zuvor zahlreiche Stimmen laut ge-
worden, die sich gegen die Wahl von
Scharf und Fürnberg ins Politbüro aus-
sprachen. Im Zentralkomitee selbst war
das Kräfteverhältnis ähnlich: So wurden
in einem vertraulichen Bericht des ZK-
Mitglieds Robert Dubovsky an die SED
42 Mitglieder dieses Gremiums für eine
„marxistisch-leninistische Politik“ aus-
gemacht, (wohl leicht überzeichnet) 33
für die von Dubovsky so bezeichnete
„Fischer-Marek-Gruppe“ und zwölf als
nicht eindeutig einzuschätzen.44

Gegensatz zur auch in einem ZK-Be-
schluss fixierten Einschätzung, dass der
Abschluss des sowjetisch-tschechoslowa-
kischen Abkommens in Moskau „in der
realen Situation“ ein „erster Schritt zu ei-
ner friedlichen politischen Lösung“ sei.
Demgemäß wurde im Oktober auch ein
Antrag Franz Mareks, eine „gewisse Re-
serve in der Einschätzung des Moskauer
Abkommens“ in die Diskussionsgrundla-
ge für den bevorstehenden 20. Parteitag
einzuformulieren, abgelehnt.39

Insgesamt bekräftigte das 33. ZK-Ple-
num, das sich am 12. und 13. September
mit den tschechoslowakischen Ereignis-
sen beschäftigte, die kritische Haltung
zum Einmarsch und die Forderung nach
dem Abzug der ausländischen Truppen
aus der ÈSSR. Auch nach Abschluss des
Vertrages über die zeitweilige Stationie-
rung sowjetischer Truppen in der ÈSSR
hielt die Partei an ihrer Auffassung fest,
„daß eine volle Wiederherstellung der
Souveränität der ÈSSR den raschesten
Abzug aller ausländischen Truppen
einschließt“.40 Vor dem Hintergrund der
genannten öffentlichen Stellungnahmen
standen die einzelnen Redebeiträge am
33. ZK-Plenum jedoch bereits mehrheit-
lich im Zeichen des spektakulären Auf-
tretens von Fischer und ähnlicher Hal-
tungen in der Partei. Zwar wurden die
im Referat von Muhri formulierten
Grundlinien und die darin enthaltene
Zurückweisung „extremer“ Standpunkte
mit nur zwei Enthaltungen angenommen
und eine Resolution dieses Inhalts mit
nur zwei Gegenstimmen beschlossen,41

dennoch vertiefte sich der Prozess orga-
nisierter Gruppenbildung. Die Krise der
Partei spitzte sich noch im Jahresverlauf
bis zur Zerreißprobe zu, was auch auf
einzelnen Bezirkskonferenzen und der
dabei stattfindenden Wahl der Delegier-
ten zum bevorstehenden 20. Parteitag
zum Ausdruck kam.

Die Unzufriedenheit der Parteibasis
speiste sich auch aus der Tatsache, dass
das öffentliche Erscheinungsbild der
KPÖ maßgeblich von den reformorien-
tierten Kräften geprägt war: Dies hatte
neben den in den Massenmedien Reso-
nanz findenden öffentlichen Auftritten
auch mit führenden Positionen ihrer Ex-
ponenten in der Parteipresse zu tun:
Franz West fungierte als Chefredakteur
des Zentralorgans, Franz Marek leitete
das theoretische Organ Weg und Ziel.
Ebenso dieser Strömung zuzuordnen wa-
ren neben der Intellektuellenzeitschrift
Tagebuch die Mehrheit in der Jugendor-
ganisation Freie Österreichische Jugend,
sowie maßgebliche Kräfte in der Wiener

Franz Marek (1913–1979)
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nicht die „Beseitigung bestehender de-
mokratischer Errungenschaften und Frei-
heiten, sondern die Hinzufügung und Er-
ringung neuer Rechte und Freiheiten für
die arbeitenden Menschen, die nur durch
die Zurückdrängung und Ausschaltung
des Großkapitals aus der Politik und aus
der Wirtschaft möglich sind“, so Muhri
im Rechenschaftsbericht des Zentralko-
mitees an den 20. Parteitag der KPÖ.45

Noch vor dem Parteitag hatte im Polit-
büro und Zentralkomitee das Kommuni-
qué über eine Aussprache der Delegatio-
nen von KPÖ und KPdSU zu Auseinan-
dersetzungen geführt. Bei den am 2. und
3. Dezember stattfindenden Gesprächen
konnte erwartungsgemäß keine Einigung
hinsichtlich der Intervention der War-
schauer Vertragsstaaten erzielt werden,
was jedoch im Kommuniqué auf Druck
der KPdSU keinen direkten Niederschlag
fand.46 Während das Politbüro nach Ab-
schluss des Meinungsaustausches über
das Kommuniqué die Passage über die
ÈSSR als „Kompromissformel“ und „si-
cherlich keine Ideallösung“, jedoch glei-
chermaßen als „kein Abgehen von unse-
rem Standpunkt“ charakterisierte, konsta-
tierte beispielsweise Ernst Fischer eine
faktische „Zurücknahme der unabhängi-
gen Haltung“ der KPÖ und eine „Er-
schütterung unserer Glaubwürdigkeit“.47

Zur Abfederung wurde dem Kommuni-
qué in der Volksstimme ein Interview mit
Franz Muhri zur Seite gestellt, in dem die
ablehnende Haltung der KPÖ gegenüber
dem Einmarsch unterstrichen wurde.48

Der Bericht Alfred Ruschitzkas an das
Zentralkomitee vom 18. Dezember macht
darüber hinaus deutlich, dass die Delega-
tion der KPÖ in Moskau von ihren Auf-
fassungen – etwa dem Bekenntnis zur
„Nachjännerpolitik“ der KPÈ – in keiner
Weise abrückte und auch die in den Vor-
monaten aufgerollten Grundfragen der
kommunistischen Bewegung offen zur
Sprache brachte, bis hin zur kritischen
Frage, ob etwa die Absicht bestehe, „eini-
ge wesentliche Grundsätze des 20. Partei-
tags zu revidieren“, was die Delegation
der KPdSU verneinte.49

Festgehalten wurde im Rahmen der
Aussprache in Moskau die Fortsetzung
der Zusammenarbeit zwischen KPdSU
und KPÖ. Auch am 20. Parteitag wurden
auf einen Bruch mit den sozialistischen
Ländern und der KPdSU-Führung orien-
tierende Auffassungen zurückgewiesen.
Die Beziehungen zu diesen seien viel-
mehr „auf der Grundlage einer richtigen
Verbindung des Prinzips der Autonomie
und der Solidarität“ zu gestalten.50 Insge-
samt wurden im Verlauf der „Parteikri-

se“ von der Mehrheit des Politbüros und
Zentralkomitees alle Initiativen abge-
lehnt, die vor dem Hintergrund der kriti-
schen Positionierung der KPÖ zum
21. August 1968 eine weitere Verschär-
fung und Zuspitzung des Verhältnisses
zur KPdSU und den anderen Bruderpar-
teien bedeuten hätten können. Im Gegen-
satz dazu intensivierte u.a. der
Tagebuch-Kreis seine Forderungen nach
einer weitergehenden Kritik und Distan-
zierung von der Sowjetunion, bis hin zur
Gleichstellung des 21. August 1968 als
„ähnlich schicksalhaftem Wendepunkt in
der Geschichte der internationalen Ar-
beiterbewegung“ wie einst der 4. August
1914 in einem redaktionellen Beitrag,51

was als Aufforderung zum Bruch und als
Verneinung des sozialistischen Charak-
ters der Sowjetunion gewertet wurde.52

Eine weitere, die Spaltung im Zentral-
komitee vertiefende Bruchlinie stellte die
Einschätzung der Entwicklung in der ÈS-
SR und der personellen Veränderungen
an der Spitze der KPÈ im April und Sep-
tember 1969 dar. Die KPÖ bezeichnete –
zunächst in einem Kommentar im Zen-
tralorgan, später in einem Beschluss des
Zentralkomitees – die Ablösung von
Alexander Dubèek als Erster Sekretär der
Partei und seine Ersetzung durch Gustáv
Husák zwar als „innere Angelegenheit“
der KPÈ, hob jedoch ihre Unterstützung
der „dezidierten Erklärung“ Husáks her-
vor, die „Nachjännerpolitik“ auf Grund-
lage des Aktionsprogramms
fortzusetzen.53 Im Abstimmungsergebnis
von 45 gegen 20 Stimmen (bei sechs Ent-
haltungen) kam die gegenläufige, u.a.
vom Tagebuch-Beirat vertretene Ein-
schätzung zum Ausdruck, dass die Ver-
änderungen in der KPÈ auf eine „Liqui-
dierung aller wesentlichen Elemente der
Nachjännerpolitik“ hinausliefen.54 Inhalt-
lich weitergehende Ergänzungsanträge,
die die Einmischung der KPdSU in inne-
re Angelegenheiten der ÈSSR und die
fortwährende Anwesenheit sowjetischer
Truppen in der ÈSSR deutlicher verur-
teilten, fanden keine Mehrheit.55 Auch
ein Antrag von Franz West, der die „Sor-
ge“ über die am September-Plenum des
ZK der KPÈ beschlossene Entfernung
von führenden Parteifunktionären und die
Abberufung von Alexander Dubèek aus
dem Präsidium zum Ausdruck brachte,
wurde mit 24:36:6 Stimmen abgelehnt.
Die unterschiedlichen Auffassungen in
der Parteiführung der KPÖ über die Ent-
wicklung in der ÈSSR führten in den
letzten Monaten des Jahres 1969 letztlich
dazu, dass zu dieser Frage nicht mehr
parteioffiziell Stellung bezogen werden

IInnhhaallttlliicchhee BBrruucchhlliinniieenn
In inhaltlicher Hinsicht standen in der

Parteidiskussion der Jahre 1968/69 drei
Problemstellungen im Mittelpunkt der
Kontroversen: Zum einen Fragen der
kommunistischen Weltbewegung, allen
voran das Verhältnis zur KPdSU und den
sozialistischen Ländern, weiters die Ein-
schätzung der Entwicklung in der Tsche-
choslowakei, sowie der „neuen Linken“
und daraus resultierende Herausforde-
rungen für die KPÖ.

In der Diskussion über Grundfragen
der kommunistischen Bewegung wurde
an den Reformimpuls des 20. Parteitags
der KPdSU, der sich in der programmati-
schen Neuorientierung der KPÖ wider-
spiegelte, angeknüpft. Konkret wurden
drei tiefer liegende Gründe für die zum
Einmarsch führende „Fehleinschätzung“
herausgearbeitet: Zum einen die „Verlet-
zung der Prinzipien der Beziehungen
zwischen den kommunistischen Parteien
und […] sozialistischen Ländern“, sowie
des Grundsatzes der Gleichberechtigung,
Autonomie und Souveränität. In diesem
Zusammenhang wurde auch die Miss-
achtung der Einschätzung der westeu-
ropäischen kommunistischen Parteien
kritisiert. Zweitens wurde das Problem
der Demokratieentwicklung in den Län-
dern des realen Sozialismus neu aufge-
rollt bzw. schärfer akzentuiert. Kritisiert
wurden Deformations- und Stagnations-
erscheinungen der sozialistischen Demo-
kratie, sowie „politischer und ideologi-
scher Paternalismus“ und Bevormun-
dung, ja das Fehlen der Diskussions- und
Informationsfreiheit in der Sowjetunion.
So werde beispielsweise in der dortigen
Presse unzureichend über das Aktions-
programm der KPÈ oder über die ableh-
nende Haltung der westeuropäischen
Bruderparteien zum Einmarsch in die
ÈSSR informiert. Drittens wurde an die
vom 20. Parteitag angestoßene Debatte
über nationale Besonderheiten und allge-
meingültige Merkmale beim Übergang
zum und Aufbau des Sozialismus ange-
knüpft. Vor dem Hintergrund der seitens
der SED erfolgten Charakterisierung des
Aktionsprogramms der KPÈ als „revi-
sionistisch“ und der gesellschaftlichen
Entwicklung und nationalen Formen der
sozialistischen Demokratisierung in der
ÈSSR als „konterrevolutionär“ wurden
die Vorstellungen der KPÖ über die
„Vielfalt der Wege und Formen“, über
einen österreichischen Weg zum Sozia-
lismus – auf Grundlage des Mehrpartei-
ensystems bei Zulassung einer Oppositi-
on – verteidigt. Sozialismus bedeute
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konnte.56 Nachrichten und Meldungen
über Entwicklungen in der ÈSSR wurden
in der Volksstimme weitgehend unkom-
mentiert wiedergegeben.

Insgesamt standen Äußerungen der
KPÖ über den Reformprozess in der
Tschechoslowakei seit 1969 im Zeichen
der Unterstützung der „Normalisierung“.
So bestand eine leichte Akzentverschie-
bung auch darin, dass – analog zu dahin-
gehenden Einschätzungen der KPÈ – stär-
ker als zuvor die Uneinigkeit der neuen
Parteiführung nach dem Jänner 1968, die
Einmischung der imperialistischen Mäch-
te, das Wirken dogmatischer und antiso-
zialistischer Kräfte, sowie die Notwendig-
keit eines entschlossenen Kampfes gegen
diese hervorgehoben wurde. Bereits in der
Parteitagsresolution wurde festgehalten,
dass der Einmarsch nicht zur Verhinde-
rung des Demokratisierungsprozesses in
der ÈSSR erfolgt sei, vielmehr hätten alle
bekannten Tatsachen die „Meinung er-
härtet, daß das Motiv für den Einmarsch,
zu dem sich die fünf Warschauer-Pakt-
Staaten schweren Herzens entschlossen
haben, die Sorge um das Schicksal des
Sozialismus“ in der ÈSSR und um die Si-
cherheit der sozialistischen Staatenge-
meinschaft war.57 Zudem wurde ab De-
zember 1968 immer stärker das Argu-
ment ins Treffen geführt, „wieder richtige
Proportionen in unserer Arbeit herzustel-
len“ und von der Fixierung auf die tsche-
choslowakischen Ereignisse und auf
Grundprobleme der kommunistischen
Bewegung wieder zur praktischen Arbeit,
zur Konzentration auf innenpolitische
Aufgaben wie den bevorstehenden Natio-
nalratswahlkampf und wirtschaftspoliti-
sche Fragen wie die geplante Reform der
verstaatlichten Industrie, sowie auf inter-
nationale Fragen wie die Solidarität mit
dem Freiheitskampf des vietnamesischen
Volkes überzugehen.58

EEsskkaallaattiioonn uunndd 
„„NNoorrmmaalliissiieerruunngg““

Bestimmend blieb zunächst die Orien-
tierung der Parteiführung auf Wahrung
bzw. Wiederherstellung der politischen
und ideologischen Einheit der Partei,
weshalb die mit nur drei Stimmenthal-
tungen59 beschlossene Hauptresolution
des 20. Parteitags als Plattform eines
„Neubeginnens“ betrachtet wurde, auf
deren Grundlage die Krise überwunden
werden sollte. Diese Plattform sollte in
einem „Zweifrontenkampf“ gleicher-
maßen gegen extreme Auffassungen des
Dogmatismus und „Revisionismus“ und
dahingehende einseitige Interpretationen
des 19. Parteitags verteidigt werden. In-

heben, wurde im Oktober nicht entspro-
chen.63 In Reaktion darauf traten 27 Mit-
glieder des Zentralkomitees ohne Kon-
sultation des Politbüros mit einer Er-
klärung an die Öffentlichkeit, in der sie
den Ausschluss Fischers als „weiteren
Schlag gegen Demokratie und Autono-
mie“ charakterisierten, der „die Tendenz
zur Spaltung“ der KPÖ verstärke.64 Diese
Vorgänge machten den quer durch alle
Parteiorganisationen gehenden tiefen
Riss in der KPÖ deutlich: Aus unzähligen
Basisstrukturen der Partei – Bezirks-, Be-
triebs- und Grundorganisationen -, sowie
von einzelnen Parteimitgliedern trafen
nun Stellungnahmen und Resolutionen
beim Zentralkomitee ein, die einerseits
gegen den Ausschluss Fischers prote-
stierten, in ihrer Mehrzahl jedoch sein
Auftreten und die öffentliche Erklärung
der „27“ als „Fraktionstätigkeit“ verur-
teilten. Diese Stimmung widerspiegelte
sich auch im Zentralkomitee: Die 7. Plen-
artagung akzeptierte am 27. und 28. Ok-
tober auf Antrag von Fürnberg mit 46 ge-
gen 28 Stimmen bei zwei Enthaltungen
den Ausschluss Fischers mit der Feststel-
lung, dass es seine „ideologischen und
politischen Auffassungen“ ablehne. Zu-
gleich wurde die Erklärung der 27 als
„den für die Partei geltenden organisato-
rischen Grundsätzen“ widersprechend
zurückgewiesen.65 Marek hatte zuvor in
seinem Redebeitrag alle mit dem Aus-
schluss Fischers nicht einverstandenen
ZK-Mitglieder aufgefordert, im Falle ei-
ner Annahme des Antrags von Fürnberg
„nach der Sitzung hierzubleiben“, um
über weitere Maßnahmen und Erklärun-
gen zu beraten, worauf tatsächlich etwa
20 ZK-Mitglieder zurückblieben und sich
Anfang November mit ultimativen For-
derungen an das Politbüro wandten.66

Muhris Referat auf dem 8. ZK-Plenum
am 24./25. November 1969 war ein letz-
tes Mal von seinem Bemühen um einen
Ausgleich und Kompromiss gekennzeich-
net, für den – wie sich zeigen sollte – kei-
ne Grundlage mehr bestand: Bei gleich-
zeitiger Ablehnung von Gruppenbildun-
gen sprach er sich gegen „monolithische“
Leitungsstrukturen aus und sagte – Bezug
nehmend auf die Forderungen der „27“ –
die Öffnung der Parteiorgane für parteiin-
terne Kontroversen zu. Als Grundlage für
die Überwindung der Krise bezeichnete
er jedoch auch die Verbindlichkeit von
Beschlüssen, den Verzicht auf die Aus-
tragung der Meinungsverschiedenheiten
in den Massenmedien und die Überwin-
dung der Tendenz zu Gruppenbildungen.
Eine Absage erteilte er der Ersetzung der
KPÖ durch eine „neue Linke“, sowie ei-

dem die Einschätzungen und Forderun-
gen des Tagebuch-Kreises und einzelner
Mitglieder der Parteiführung jedoch in
vielen Fragen über die in der Parteitags-
resolution formulierte Kritik hinausgin-
gen, standen die reformorientierten Tei-
le der KPÖ, die sich als legitime Vertre-
terInnen des 19. Parteitags betrachteten,
insgesamt vor dem Problem, dass die
prominentesten Exponenten der Neuori-
entierung – allen voran Fischer und Ma-
rek – nunmehr in der Parteiöffentlichkeit
als jene erschienen, die gegen die Be-
schlüsse der Partei, für eine Revision der
am 19. und 20. Parteitag fixierten
Grundlinie und gegen den dort prokla-
mierten „Neubeginn“ eintraten.

Wesentlich zur Zuspitzung der Ausein-
andersetzung im Verlauf des Jahres 1969
trugen Äußerungen Ernst Fischers und
des Tagebuchs über die „neue Linke“ bei,
die Charakter und Notwendigkeit der
KPÖ als revolutionäre Partei berührten.
So sprach sich Fischer in einem Artikel in
der Hamburger Zeit für ein Bündnis ver-
schiedenartiger linker Gruppierungen aus,
deren flexible Taktik bis zum Versuch rei-
chen müsse, „versteinerte Parteien zu
sprengen, von ihnen loszureißen, was
noch lebt“, was als „Infragestellung der
Funktion der KPÖ“, als „offene Ankündi-
gung eines Kurses auf Spaltung“ der Par-
tei bzw. ihre Ersetzung durch eine „nebu-
lose Linksbewegung“ interpretiert
wurde.60 Vor dem Hintergrund solcher
Überspitzungen wurde die bisher weitge-
hend wirkungslose Orientierung auf eine
politisch-ideologische Klärung der Streit-
fragen im Jahresverlauf durch die offene
und öffentliche Auseinandersetzung mit
jener „Tendenz“ abgelöst, „einige wesent-
liche Grundsätze des 19. und des 20. Par-
teitages von rechtsopportunistischer Posi-
tion aus […] öffentlich anzugreifen und
sie in Frage zu stellen“, wie Muhri am
Höhepunkt der Auseinandersetzungen
Ende 1969 resümierte.61 „Dogmatische
und sektiererische Tendenzen“, mit denen
man sich ebenso auseinandersetzen müs-
se, wurden in diesem Zusammenhang
eher formelhaft ins Treffen geführt.

Der Ausschluss Fischers lieferte letzt-
lich den Anlass zur Eskalation der Aus-
einandersetzungen im Herbst 1969:
Nachdem dieser in einem Fernsehinter-
view sein Diktum vom „Panzerkommu-
nismus“, der dem humanistischen Sozia-
lismus gegenüber stehe,62 geprägt hatte,
beschloss die laut Parteistatut autonom
agierende Schiedskommission im Mai,
Fischer aus der KPÖ auszuschließen. Ei-
ner darauf folgenden Empfehlung des
Zentralkomitees, diese Maßnahme aufzu-
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minierenden Stimmung letztlich im Früh-
jahr 1971 Rechnung getragen: Nach der
Einladung einer KPÖ-Delegation nach
Prag beschloss das 5. ZK-Plenum am
11. März 1971 mit vier Gegenstimmen
und drei Enthaltungen, das „Eingreifen
der fünf Warschauer-Pakt-Staaten“ als
„eine bittere Notwendigkeit“ anzusehen.
Erwin Scharf führte in seinem Referat zur
Rechtfertigung dieses Kurswechsels zwei
Argumente ins Treffen: Zum einen sei es
eine Fehleinschätzung gewesen, dass die
KPÈ und die tschechoslowakische Arbei-
terklasse aus eigener Kraft imstande ge-
wesen wären, mit den „antisozialisti-
schen Gefahren“ fertig zu werden, zum
anderen wandte er sich unter Berufung
auf den Klassenstandpunkt gegen das
Verständnis einer „abstrakten Souverä-
nität“. Demgegenüber sei die „Verteidi-
gung des Sozialismus“ die „höchste
Pflicht des Kommunisten“.70

Nicht zuletzt auf Initiative von Franz
Muhri,71 der auch am Plenum offen seine
Zweifel an der Notwendigkeit des Ein-
marsches zum Ausdruck brachte,72 wurde
eine Kompromissformulierung in die Be-
schlussvorlage aufgenommen, die im „In-
teresse der Einheit der Partei“ auch die
Respektierung „kritische(r) Vorbehalte“
einzelner GenossInnen festhielt. Insge-
samt verdeutlichen aus meiner Sicht die
Auseinandersetzungen innerhalb der KPÖ
nach dem Einmarsch der Warschauer
Vertragsstaaten in Prag die konstruktive
Rolle und differenzierte Position des da-
maligen Parteivorsitzenden, die mir – in
politischer Hinsicht – als weitaus beden-
kenswerter erscheint als die im Umfeld
von Ernst Fischer und Franz Marek ent-
wickelte Konzeption. Ungeachtet der Tat-
sache, dass Fischer und Marek einen be-
deutenden Beitrag zur Entwicklung mar-
xistischen Denkens leisteten und Pro-
blemstellungen aufzeigten, denen sich
weite Teile der Partei verschlossen, hätte
die von ihnen verfolgte praktische Kur-
snahme auf eine Distanzierung von den
sozialistischen Ländern und einen Bruch
mit der KPdSU, ihre Orientierung auf ei-
ne – an die Stelle der KPÖ tretende –
„neue Linke“ keine politikfähige Alterna-
tive darstellen können. Eine Mehrheit für
diese Linie wäre auch keine Garantie für
einen bedeutenderen Aufschwung als je-
nen gewesen, den die KPÖ in den frühen
1970er Jahren aufgrund ihrer Veranke-
rung in sozialpolitischen Bewegungen
verbuchen konnte, zumal in diesem Fall
ein noch höherer Grad der Zerrüttung der
Partei die Folge gewesen wäre.

Aus heutiger Sicht erscheint mir vor al-
lem die Frage von Interesse, warum nicht

ner Linie der Zuspitzung der Beziehun-
gen oder gar des Bruchs mit der KPdSU.
Die dem Inhalt des Referats folgende
Hauptresolution wurde mit 52:27:3 Stim-
men angenommen.67

Ein mit knapper Mehrheit (37:34:4) an-
genommener Antrag des niederöster-
reichischen Landessekretärs Karl Zenker,
dass Franz Zapf als Verantwortlicher für
Jugendarbeit aus dem Politbüro ausschei-
den solle, nachdem dieser sich geweigert
hatte, die in der vorangegangenen Sit-
zung beschlossene Kursnahme auf den
Aufbau einer kommunistischen Jugend-
bewegung mitzutragen, führte letztlich
zum Bruch: Die Mitglieder des Polit-
büros Maria Urban, Egon Kodicek und
Franz West legten ihre Funktionen in die-
sem Gremium zurück, letzterer auch sei-
ne Aufgabe als Chefredakteur des Zen-
tralorgans.68 Darauf verließen die meisten
der „27“ den Saal und kehrten in weiterer
Folge der KPÖ den Rücken. Es folgte ei-
ne Welle von Funktionsniederlegungen
und Parteiaustritten, darunter zahlreiche
Partei- und Betriebsfunktionäre, Intellek-
tuelle und Vertreter der Jugendorganisa-
tionen. Zur Überwindung der Krise und
Wahl einer aktionsfähigen Parteiführung
wurde der 21. Parteitag auf Ende Mai
1970 vorverlegt, der hinsichtlich inner-
parteilicher Fragestellungen im Zeichen
der „Normalisierung“, der Abrechnung
mit dem „Rechtsopportunismus“ und der
Bekräftigung des „Marxismus-Leninis-
mus“ stand. Im Zuge der Kampagne ge-
gen die sich im Umfeld des Wiener Tage-
buchs, der FÖJ und der von der Gewerk-
schaftlichen Einheit abgespaltenen Ar-
beitsgemeinschaft für Gewerkschaftliche
Einheit sammelnden „revisionistischen“
Kräfte69 wurden auch einzelne Parteiaus-
schlüsse vollzogen, etwa gegen Franz
Marek. Insgesamt verringerte sich der
Mitgliederstand der Partei um ein Drittel:
von 31.415 am 1. Jänner 1968 auf 26.663
zur Zeit des 21. Parteitags im Mai 1970
und 21.680 Ende 1971.

RReessüümmeeee
Dieser Entwicklung entsprach die

Rücknahme der im August 1968 vom
Zentralkomitee der KPÖ beschlossenen
Verurteilung des Einmarsches der War-
schauer Vertragsstaaten in die ÈSSR im
März 1971: Seit 1969 wurde von maß-
geblichen Teilen der Partei eine Neube-
wertung der tschechoslowakischen Ereig-
nisse und eine Revision des ZK-Be-
schlusses gefordert. Als Abschluss der
Diskussionen über die Ereignisse in der
Tschechoslowakei wurde dieser in der
Parteibasis und im Funktionärskader do-

jene Linie langfristig zum Tragen kam,
die in diesen krisenhaften Jahren mit
Franz Muhri oder etwa auch mit Josef
Lauscher verbunden werden konnte: In
ihr verkörperte sich m.E. auf der einen
Seite die prinzipielle Offenheit gegenü-
ber den vom XX. Parteitag der KPdSU
aufgeworfenen Fragestellungen, die mit
einem kritischen Verhältnis gegenüber
den eigenen Fehlern der Vergangenheit
und gegenüber Fehlentwicklungen in den
sozialistischen Ländern, mit einer offe-
nen Diskussion über Fragen der marxisti-
schen Theorie und einer Lockerung fest-
gefahrener ideologischer Fronten einher-
ging. Auf der anderen Seite trat diese Li-
nie gegen falsche Zuspitzungen, neue
Verhärtungen und wechselseitige Auf-
schaukelungen ein, um die Einheit der
Partei auf marxistischer Grundlage zu
wahren. Dieses innerparteilich als „Zen-
trismus“ etikettierte Herangehen war
m.E. kein taktisches Lavieren zwischen
den Fronten, sondern eine der Situation
angemessene inhaltliche Orientierung,
um die wesentlichen Punkte des in der
Parteibasis ohnehin schwach verankerten
Reformkurses unter den veränderten,
weitaus schwierigeren Bedingungen nach
dem August 1968 weiterzuentwickeln.

Diese differenzierte Linie war zunächst
auch bestimmend bei der Formulierung
der kritischen Haltung zur Militärinter-
vention in Prag, geriet jedoch im Verlauf
der Auseinandersetzung von beiden Sei-
ten immer stärker unter Druck. Zwar
kann die Position eines Ernst Fischer
oder Franz Marek nicht mit all jenen re-
formorientierten Kräften identifiziert
werden, die im Ausgang der „Parteikrise“
die Partei verließen. Es ist jedoch vor al-

Franz Muhri, Vorsitzender der KPÖ, am
20. Parteitag im Jänner 1969.
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lem auf deren mit massenmedialer
Rückendeckung, oftmals in provokatori-
scher Absicht lancierte Stellungnahmen
und auf überspitzte Auffassungen im
Umfeld des Tagebuch-Kreises zurückzu-
führen, dass Franz Muhri in diesem
Parteiflügel letztlich keinen Bündnispart-
ner für eine realisierbare Weiterführung
der Neuorientierung finden konnte. Der
Ausgang der „Parteikrise“ war so im we-
sentlichen das Resultat eines Bündnisses
der an dogmatischen Auffassungen fest-
haltenden Kräfte mit jenen Teilen der
Partei, die zwar Reformimpulse aufnah-
men, jedoch gleichermaßen gegen die in
ihren Augen von den „Revisionisten“ be-
triebene „Sozialdemokratisierung“ bzw.
Liquidation der KPÖ eintraten.73

Insgesamt verweisen die Auseinander-
setzungen dieser Jahre auch auf Probleme
der politischen Kultur der KPÖ: Anknüp-
fend an die schlechtesten Traditionen der
kommunistischen Bewegung wurden im
Verlauf der „Parteikrise“ abweichende
Auffassungen als „parteifeindliche Grup-
pierung“ abgestempelt und pauschal als
„revisionistisch“ verurteilt, was sowohl
eine konkrete inhaltliche Auseinanderset-
zung, als auch die Erarbeitung differen-
zierter Positionen behinderte. Ein Sym-
ptom dafür ist nicht zuletzt die Tatsache,
dass auf Initiative der Wiener Parteiorga-
nisation der ab 1945 bis 1969 amtierende,
im Verlauf der Auseinandersetzungen auf
Ausgleich bedachte Landesobmann Josef
Lauscher am Parteitag 1970 nicht mehr
ins Zentralkomitee gewählt wurde und
auch Franz Muhris „schwankende“ und
„zentristische Haltung“ in das Schussfeld
dieser Kritik geriet. Nicht zufällig wurde
1970 massenmedial wiederholt über eine
Ablöse Muhris als Parteivorsitzender spe-
kuliert. Diese Akzentverschiebung in
Richtung „ideologische Gesundung“74 der
Partei wurde auch in der Forderung Wal-
ter Hollitschers deutlich, nicht nur einen
Schlussstrich „unter der revisionisti-
schen“, sondern auch unter der „zentristi-
schen Vergangenheit (zu) ziehen“.75

So kam es nach Überwindung der
„Parteikrise“ in wichtigen Fragen zu ei-
ner neuerlichen Verhärtung überholter
Vorstellungen, im Parteileben verfestigte
sich eine auf die Abwehr kritischer Fra-
gen gerichtete Haltung. Zwar konnten in
der Analyse der kapitalistischen Ent-
wicklung, in der Untersuchung der öko-
nomischen und politischen Veränderun-
gen bedeutende Leistungen erzielt wer-
den (z.B. das Konzept des „staatsmono-
polistischen Kapitalismus“ mit seiner
Kritik der Sozialpartnerschaftspolitik).
Auch wurde im 1982 beschlossenen Par-
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